
Bundessozialgericht

Im Namen des Volkes
? RAr 7ü/83

Urteil

in dem Rechtssheh

Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter:
.............................. ,

lo. llllll 0 lllllll cool.. lllllllllllll oouonnooloocoouil’

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 12. Dezember 198“

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Schles-

wig-Holsteinischen Landessozialgerichts vom 20. Mai 1983

aufgehoben.

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an

das Landessozialgericht zurückverwiesen.
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G r ü n d e :

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Beklagte eine berufliche

Umschulung der Klägerin zur Krankengymnastin als Maßnahme der

Rehabilitation zu fördern hat.

Die 1947 geborene Klägerin ist wegen ihres eingeschränkten Seh-

vermögens behindert. Nach vorübergehender Tätigkeit als Foto- und

Bürogehilfin begann sie eine Ausbildung zur Tanzlehrerin, die sie

1967 abschloß. Diesen Beruf übte sie — unterbrochen durch eine

Beschäftigung52eit als Telefonistin in den Jahren 1970/1971 - bis

zum 30. April 1972 aus. Danach wurde sie durch eine von der Be—

klagten geförderte Maßnahme in der Zeit von November 1973 bis

Januar 1976 zur Bürokauffrau umgeschult. Vom 20. September 1976

bis 31. März 1977 und vom 17. Mai 1977 bis 31. Januar 1980 war

die Klägerin sodann in ihrem neuen Beruf tätig. Wegen visueller

Uberbeanspruchung gab sie zum 1. Juli 1980 auch eine am

28. März 1980 aufgenommene Teilzeitarbeit auf. Anschließend be—

zog sie Arbeitslosengeld (Alg) und danach Arbeitslosenhilfe

(Alhi).

Am 15. April 1980 beantragte die Klägerin bei der Beklagten er—

neut berufsfördernde Leistungen zur Rehabilitation, diesmal mit

dem - ausschließlichen - Ziel, zur Krankengymnastin umgeschult zu

werden. Dabei gab sie an, daß sich aus ihrer Sehbehinderung
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Schwierigkeiten bei der praktischen Büroarbeit ergeben hätten.

Nach Einholung ärztlicher und psychologischer Gutachten lehnte

die Beklagte den Antrag mit Bescheid vom 3. August 1981 in der

Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 27. November 1981 ab,

weil die Klägerin nach ihrem Leistungsvermögen für den ange-

strebten Beruf ungeeignet sei. Die hiergegen erhobene Klage hatte

keinen Erfolg (Urteil des Sozialgerichts »SG- Itzehoe vom

27. Juli 1982).

Im Berufungsverfahren haben die Beteiligten einen Teilvergleich

dahingehend geschlossen, daß das Verfahren auf das Ubergangsgeld

(Ubg) beschränkt wird und die Beklagte für den Fall, daß die

Klägerin in diesem Verfahren obsiegt, über die weiteren Lei-

stungen zur Rehabilitation entsprechend dem Ausgang dieses Ver-

fahrens entscheiden wird. Gemäß dem Antrag der Klägerin hat das

Landessozialgericht (LSG) mit Urteil vom 20. Mai 1983 das Urteil

des SG sowie die Verwaltungsentscheidungen der Beklagten abge-

ändert und die Beklagte verurteilt, der Klägerin im Rahmen einer

beruflichen Umschulung zur Krankengymnastin Ubg zu gewähren. In

den Entscheidungsgründen wird im wesentlichen ausgeführt:

Der im Berufungsverfahren allein noch streitige Ubg-Anspruch

folge aus S5 59, 56 Abs 3 Nr 1 Arbeitsförderungsgesetz (AFG) in

Ergänzung berufsfördernder Leistungen zur Rehabilitation durch

eine Umschulung der Klägerin zur Krankengymnastin. Diese Um-

schulung stehe ihr zwar nicht leistungs-‚ aber haftungsrechtlich

zu, nämlich im Rahmen des sogenannten Herstellungsanspruchs.

Dieser bestehe nach den vom Bundessozialgericht (BSG) entwickel—
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ten Grundsätzen, wenn ein Versicherungsträger gegenüber einem

Versicherten Pflichten aus einem Sozialversicherungsverhältnis

verletze und ihm dadurch sozialrechtlich einen Schaden zufüge,

den der Versicherungsträger durch eine - gesetzlich zulässige -

Amtshandlung ausgleichen könne, die den Zustand herstelle, der

ohne die Pflichtverletzung eingetreten wäre.

Im vorliegenden Falle seien durch eine pflichtwidrige, verfehlte

Umschulung zur Bürokauffrau Chancen der Klägerin verkürzt worden,

durch die ihr kraft Bewilligung zustehende berufliche Rehabili-

tation rechtzeitig einen Beruf zu erlernen, in dem sich ihre Be-

hinderungen nicht oder nur unerheblich auswirkten. Das gesetz-

liche Ziel, die behinderte Klägerin möglichst auf Dauer beruflich

einzugliedern (% 56 Abs 1 Satz 1 AFG), sei wegen der auf augen-

ärztlighem Fachgebiet bestehenden Gesundheitsstörungen von vorn-

herein nicht zu erreichen gewesen. Mit ihrem so eingeschränkten

Leistungsvermägen könne die Klägerin die an Bürokaufleute zu

stellenden Anforderungen nicht erfüllen. Dies hätten der augen-

ärztliche und peruf5kundliche Sachverständige überzeugend und im

Einklang mit den von der Klägerin dargelegten eigenen Berufser—

fahrungen beku■det-

Die Fehleinschätzung der Beklagten sei pflichtwidrig gewesen, da

sie trotz eine5 entsprechenden Hinweises durch die Psychologin

Dr. E seinerzeit kein augenärztliches Gutachten eingeholt

habe. Den dadurch entstandenen Schaden hätte die Beklagte be-

grenzen müssen, indem sie auf den im April 1980 wiederholten Re—

habilitationsantrag der Klägerin hin die nun verlangte Umschulung
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zur Krankengymnastin förderte. Die dazu notwendigen anspruchs-

begründenden Merkmale seien erfüllt gewesen. Die Klägerin sei

nach wie vor behindert. Eine möglichst dauerhafte Eingliederung

sei erforderlich gewesen. Ferner sei das Rehabilitationsziel

durch eine Umschulung zur Krankengymnastin im April 1980 noch

erreichbar gewesen. Die Berufsaussichten für Krankengymnastinnen

seien noch bis vor kurzem ausgesprochen günstig zu beurteilen

gewesen, wie die berufskundlichen Sachverständigen überzeugend

ausgeführt hätten.

Die Beweisaufnahme habe darüber hinaus die von der Beklagten ge—

leugnete Eignung der Klägerin zur Krankengymnastin ergeben. Zudem

hätten die weiteren Förderungsvoraussetzungen (55 58, 56 Abs 2

AFG iVm @@47 Abs 1 Satz 2, 42 Abs 1 Nr 1 und H6 AFG) unverändert

vorgelegen.

Unerheblich sei, daß die Umschulung zur Krankengymnastin die ge-

mäß % 56 Abs ü Satz 2 AFG vorgeschriebene Regelförderungsdauer

von zwei Jahren überschreite, nämlich einschließlich Praktikum

drei Jahre dauere. Haftungsrechtliche Herstellungsleistungen

blieben davon unberührt. Gegenüber der vom 1. bis zum 2. Reha—

bilitationsantrag chancenlos verstrichenen Lebenszeit von etwa

6 1/2 Jahren sei die über die Regelförderungsdauer um nur ein

Jahr hinausgehende Dauer der Umschulung zur Krankengymnastin

keineswegs etwa als überhöhter Schadensausgleich zu werten.

Ob die Klägerin im Rahmen der Herstellungshaftung zu einer Scha-

densminderung verpflichtet gewesen sei und sich dabei im Ver—
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waltungsverfahren auch zur Untersuchung auf andere Rehabili-

tationsmöglichkeiten hätte bereit finden müssen, könne auf sich

beruhen; denn der dadurch womöglich eingetretene weitere Schaden

sei nicht Gegenstand des zuvor schon begründeten Haftungsan-

spruchs.

Unerheblich bleibe schließlich, ob und inwieweit die nur Zur Be-

stimmung der schadensausgleichenden Amtshandlung erforderlichen

Förderungsvoraussetzungen, die bei der Antragstellung im April

1980 vorgelegen hätten, später durch tatsächliche oder rechtliche

Änderungen entfallen seien. Den gesetzlichen Förderungsvoraus-

setzungen komme im Rahmen des Herstellungsanspruchs keine an-

spruchs- oder haftungsbegründende, sondern lediglich haftungs-

ausfüllend eine die Rechtsfolge konkretisierende Funktion zu.

Mit der Revision rügt die Beklagte einen Verstoß gegen die 55 56,

59 AFC, % 9 der Anordnung des Verwaltungsrates der Bundesanstalt

Für Arbeit über die Arbeits— und Berufsförderung Behinderter

(AReha) vom 31. Juli 1975 (ANBA S 99", mit späteren Änderungen)

und 5 103 Sozialgerichtsgesetz (SGG) sowie die Grundsätze, wie

sie vom BSG zum Rechtsinstitut des sozialrechtlichen Herstel-

lungsanspruchs entwickelt werden sind. Sie trägt insbesondere

VDI":

Das LSG habe das Rechtsinstitut des sozialrechtlichen Herstel-

lungsanspruchs verkannt. Dieser könne nur insoweit begründet

sein, als ein etwaiger Fehler noch nachträglich durch Vornahme

einer Amtshandlung zu korrigieren sei. Hier sei dies nicht mög—
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lich. Im Streit sei die künftige Leistung von Ubg im Rahmen einer

in Zukunft zu absolvierenden Umschulungsmaßnahme. Durch eine

derartige Leistung könne aber niemals der Zustand wiederherge-

stellt werden, der bestehen würde, wenn die Beklagte die Um-

schulung zur Bürokauffrau nicht gefördert hätte. Das LSG habe die

Beklagte lediglich verurteilt, für in der Vergangenheit began—

genes "Unrecht" in Zukunft eine Art Schadensersatz zu leisten.

Für eine derartige Verurteilung biete auch ein Herstellungsan-

spruch keine Grundlage.

Zwar ließen sich unter bestimmten Gegebenheiten sozialrechtliche

Voraussetzungen, wie verspätete Anträge, verspätete Beitrags-

entrichtungen oä, welche sich nur auf das Sozialrechtsverhältnis

auswirkten, im Wege des Herstellunganspruchs als erfüllt ansehen.

Für andere Tatbestände, wie sie hier vorlägen, gelte dies jedoch

nicht.

Das LSG sei zwar zu dem Ergebnis gekommen, daß die gesundheit-

liche Eignung der Klägerin für den Beruf der Krankengymnastin iS

von 5 56 Abs 1 Sätze 1 und 2 AFG vorliege; diese Feststellung

könne jedoch nicht in eine beliebige Zukunft prognostiziert wer—

den. Nach dem Urteil wäre die Beklagte verpflichtet, auch in 10

oder 20 Jahren die begehrten Leistungen zu erbringen, ohne zwi-

schenzeitlich eingetretene Veränderungen der gesundheitlichen

Eignung berücksichtigen zu dürfen. Dies würde auf eine Ver—

pflichtung zum Verstoß gegen 5 56 Abs 1 Sätze 1 und 2 AFG hin—

auslaufen. Diese Vorschrift hätte es im übrigen auch erfordert,

für eine Umschulung Alternativvorschläge zu unterbreiten.
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Weiterhin ließen sich auch die Voraussetzungen des 5 58 Abs 1

Satz 1 AFG iVm € 36 Nr 3 AFG sowie 5 9 Abs 1 Nr & AReha nicht als

erfüllt ansehen, da sie außerhalb des Sozialrechtsverhältnisses

lägen. Wegen der verschlechterten Arbeitsmarktlage würde die Um-

schulung zur Krankengymnastin voraussichtlich nicht zu einer

beruflichen Eingliederung führen. Wenn es das LSG ausreichen

lasse, daß das Eingliederungsziel im April 1980 noch erreichbar

gewesen sei, so übersehe es, daß bei der Entscheidung über eine

Verpflichtungsklage die Verhältnisse im Zeitpunkt der mündlichen

Verhandlung (Mai 1983) hätten zugrunde gelegt werden müssen, und

daß die Beklagte nunmehr eine berufshemmende Maßnahme zu fördern

hätte. Da die Maßnahme zeitlich nicht fixiert sei, habe das LSG

auch nicht wissen können, ob die für den Anspruch auf Übg erfor-

derlichen Vorbeschäftigungszeiten (5 59 Abs 1 Satz 3 AFG) bei

Maßnahmebeginn vorliegen würden.

Schließlich sei eine weitere Voraussetzung des Herstellungs-

anspruchs nicht gegeben, nämlich, daß ein fehlerhaftes Handeln

für den Eintritt des Schadens kausal gewesen sein müsse. Es fehle

insoweit an Feststellungen des LSG darüber, ob ein Augenarzt vor

Beginn der Umschulung der Klägerin zur Bürokauffrau voraussicht-

lich von dieser Maßnahme abgeraten hätte. Hierzu hätte der Sach-

verständige Dr. M gehört werden müssen. Wäre dies gesche-

hen, hätte dieser vermutlich ausgesagt‚ daß zum damaligen Zeit-

punkt auch aus augenärztlicher Sicht keine Bedenken gegen eine

Umschulung zur Bürokauffrau erhoben worden wären. Die Schwierig-

keiten der Klägerin bei der Bürotätigkeit beruhten nämlich im

wesentlichen auf dem Umgang mit modernen Arbeitsmitteln, deren

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Nutzung im Jahre 1972 nicht oder zumindest nicht im heutigen

Ausmaße vorhersehbar gewesen sei.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sehleswig-Holsteinischen

Landessozialgerichts vom 20. Mai 1983

aufzuheben und die Berufung der Klägerin

gegen das Urteil des Sozialgerichts Itzehoe

vom 27. Juli 1982 zurückzuweisen,

hilfsweise,

die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent-

scheidung an das Landessozialgericht zurück-

zuverweisen.

Die Klägerin beantragt,

die Revision der Beklagten zurückzuweisen,

ferner — erstmals im Revisionsverfahren — hilfsweise

festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet

ist, eine Umschulung der Klägerin zur Kranken—

gymnastin als Maßnahme der beruflichen Reha-

bilitation zu fördern,

sowie hilfsweise

"Zurückverweisung gemäß 5 165, 159 Abs 1 Nr 2 SGG."
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Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend und entgegnet dem

Vorbringen der Beklagten ua: Die angestrebte Umschulung zur

Krankengymnastin solle nicht die fehlerhafte Umschulung zur Bü-

rokauffrau rückgängig machen, sondern sozialrechtlich den Zustand

herstellen, der bei pflichtgemäßem Handeln der Beklagten bestehen

würde. Den Ausführungen des LSG lasse sich nicht entnehmen, die-

ses Gericht habe den Schluß gezogen, wegen der allgemeinen Ver-

schlechterung der Arbeitsmarktsituation sei eine berufliche Ein-

gliederung der Klägerin auf diesem Wege nicht zu erreichen. Im

übrigen könne sich die Klägerin nach erfolgter Umschulung auch

selbständig machen. Da sich im Laufe der Zeit hinsichtlich des

Augenleidens der Klägerin keine Veränderungen ergeben hätten,

liege auch die Kausalität zwischen der Nichteinholung eines au—

genärztlichen Gutachtens und der fehlerhaften Umschulung ohne

weiteres auf der Hand.

Weiterhin führt sie aus, das Klagebegehren sei hinreichend be-

stimmbar. Sollte der Senat anderer Auffassung sein, werde die

Verletzung von 5 106 Abs 1 SGG gerügt.

Die Beteiligten haben sich übereinstimmend mit einer Entscheidung

ohne mündliche Verhandlung durch Urteil einverstanden erklärt

(5 12a Abs 2 sec).

II

Die Revision der Beklagten ist insofern begründet, als sie zur
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Aufhebung des angefochtenen Urteile und zur Zurückverweisung der

Sache an das LSG führt.

Die Beklagte hat durch ihren Bescheid vom 3. August 1981 in der

Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 27. November 1981 den

Antrag der Klägerin, im Rahmen der beruflichen Rehabilitation zur

Krankengymnastin umgeschult zu werden, insgesamt abgelehnt; da-

gegen haben die Beteiligten den Streitgegenstand im Berufungs—

verfahren durch einen Teilvergleich auf die Gewährung von Ubg

beschränkt. Dementsprechend ist die Beklagte auch nur zur Lei—

stung von Ubg verurteilt worden. Es ist mithin davon auszugehen,

daß das LSG die Entscheidung der Beklagten ebenfalls nur insoweit

teilweise aufheben wollte, als dadurch die Zahlung von Ubg ab—

gelehnt worden ist. Zwar bezieht sich der Bescheid der Beklagten

nicht ausdrücklich auf die Gewährung dieser Leistung, er erfaßt

sie jedoch ebenfalls, da durch ihn jegliche Förderung abgelehnt

worden ist.

Die Verurteilung der Beklagten durch das LSG ist weiterhin da-

durch gekennzeichnet, daß es sowohl an einer Festlegung des Zah-

lungsbeginns als auch an der Bezeichnung einer konkreten Umschu-

lungsmaßnahme fehlt. Dieser Umstand macht das Urteil nicht un-

tauglich für eine revisionsgerichtliche Überprüfung. Für ein

Grundurteil iS von 5 130 SGG ist der Tenor nämlich nicht zu un-

bestimmt, da der Leistungsgegenstand feststeht und der Lei-

stungszeitraum wenigstens bestimmbar ist. Der Urteilsausspruch

hat - worauf die Beklagte zu Recht hinweist - lediglich die Kon-

sequenz, daß der Klägerin Ubg für die Dauer der Teilnahme an

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_12_

einer beliebigen Rehabilitationsmaßnahme ZU gewähren iSt‚ SOWEit

es sich um eine Umschulung zur Krankengymnastin handelt. Damit

ist allerdings nicht gesagt, ob eine derart weitgehende Verur-

teilung in rechtlicher Hinsicht Bestand haben kann.

Dagegen spricht schon, daß die Klägerin mit dem Begehren, die

Teilnahme an irgendeinem Lehrgang zum Erwerb der Befähigung einer

Krankengymnastin durch Gewährung von Ubg gefördert ZU bekommen,

nicht durchdringen kann, da im Zeitpunkt der letzten mündlichen

Verhandlung vor dem Berufungsgericht der Eintritt wesentlicher

Anspruchsvoraussetzungen offen war. Zwar kennt die ZiViIPPOZEß-

ordnung (ZPO) in den 5% 257 ff, welche gem 5 202 SGGim sozial-

gerichtlichen Verfahren entsprechend anWendbar sind, auch eine

Klage auf künftige Leistungen. Es werden VO“ diesen VOPSChFiFth

jedoch grundsätzlich nur Fälle erfaßt, bei denen der Anspruch

noch nicht fällig ist oder von einer Bedingung abhängt; im übri-

gen müssen sich die Voraussetzungen für diese künftigen Lei-

stungen mit ausreichender Sicherheit fest5tellen lassen (V81 BSG

Urteil vom 20. Mai 1970 _ 8 RV 785/68 _,
in SozEntsch BSG I/4

@ 123 Nr 15 mwN). Daran fehlt es hier. Für die Entscheidung über

den Anspruch auf Übg ist nämlich nicht nur die Prüfung der kon-

kreten Maßnahmedaraufhin erforderlich, ob sie die objektiven

Zugangsvoraussetzungen besitzt, sondern auch die Feststellung,

wenn diese Maßnahme stattgefunden hat oder von wann ab die Klä—

gerin in Zukunft an einem konkret bezeichneten Lehrgang teil-

nehmen will (vgl BSG SozR H100 5 M1 Nr 33; BSG Urteil vom

12. April 198ü- 7 RAr 39/83), da der Anspruchauf Ubg—als

ergänzender Leistung der beruflichen Rehabilitation (5 55 Abs 3
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Nr 1 AFG) - erst mit der Durchführung der betreffenden Maßnahme

entsteht (vgl BSG SozR 2200 5 12ü1 Nr 21). Zumal nicht abzusehen

ist, ob und ggfs wann die Klägerin zu einer förderungsfähigen

Krankengymnastikausbildung zugelassen wird, ist der geltend ge-

machte Anspruch auf eine künftige Leistung mit so vielen Unge-

wißheiten behaftet, daß eine Verurteilung zur Zahlung von Übg

nicht erfolgen kann (vgl BSG SozR 2200 % 12H8 Nr 37). Eine Lei-

stungsklage wäre somit unzulässig. Das LSG hätte, wenn man ent-

sprechend seiner Auffassung das prozessuale Begehren der Klägerin

als kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage ansehen wollte,

ihre Berufung zurückweisen müssen. Indes steht dem entgegen, daß

die Klägerin eine kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage

nicht erhoben hat.

Zwar spricht für die Auffassung des LSG hinsichtlich des geltend

gemachten Klagebegehrens, daß die Klägerin in den Vorinstanzen

die Verurteilung der Beklagten zur Leistung begehrt hat. Jedoch

ist das Gericht gemäß 5 123 SGG nicht an die Fassung der Anträge

gebunden. Es entscheidet vielmehr über die vom Kläger erhobenen

Ansprüche, dh über das Begehren, das mit der Klage erreicht wer-

den soll. Hier kommt es der Klägerin in erster Linie darauf an,

daß sie eine Entscheidung erhält, wonach die Beklagte verpflich-

tet ist, ihre Umschulung zur Krankengymnastin als Maßnahme der

beruflichen Rehabilitation zu fördern. Im Verwaltungs- wie im

Sozialgerichtsverfahren ist es in erster Linie um die Frage der

Eignung der Klägerin als Grundvoraussetzung für die von ihr an—

gestrebte Umschulung zur Krankengymnastin gegangen. Wenn der

Streitgegenstand durch den Teilvergleich in der Berufungsinstanz
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auf die Gewährung von Ubg beschränkt werden ist, so bedeutet dies

nicht, daß die Beteiligten nunmehr nur noch über die besonderen

Voraussetzungen dieser ergänzenden Leistung gestritten hätten. Im

Gegenteil werden die das Übg betreffenden Vorschriften im Beru-

fungsurteil kaum erwähnt, vielmehr wird auch dort hauptsächlich

die Frage erörtert, ob die Klägerin Anspruch auf die begehrte

Umschulung als solche hat. Die Umstellung des Klageantrages im

Berufungsverfahren ist somit offenbar aus anderen Gründen er—

folgt, die wenig mit dem eigentlichen Klagebegehren zu tun haben,

etwa mit Rücksicht auf das Problem der Berufungsfähigkeit (vgl

@ 1üü Abs 1 SGG). Die Gewährung von Ubg dürfte auch deswegen für

die Klägerin nicht von vorrangigem Interesse gewesen sein, weil

sie zu dieser Zeit noch nicht an einer entsprechenden Rehabili-

tationsmaßnahme teilnahm. Es deutet vielmehr alles darauf hin,

daß es ihr, da sie keine konkreten Leistungen beanspruchen kann,

um die Feststellung geht, daß die Beklagte zur Förderung einer

Umschulung zur Krankengymnastin verpflichtet ist. Auszugehen ist

daher davon, daß die Klägerin die Feststellung begehrt, sie habe

einen Anspruch auf Ubg gegen die Beklagte, wenn sie an einer Um-

schulung zur Krankengymnastin teilnimmt.

Gegen die Zulässigkeit einer derartigen Feststellungsklage be-

stünden gem 5 55 Abs 1 Nr 1 SGG keine Bedenken. Mit ihr kann die

Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens eines Rechtsver-

hältnisses begehrt werden. Damit ist zwar eine Klage wegen ein-

zelner Tatbestandsmerkmale eines Anspruchs oder wegen bloßer,

damit zusammenhängender Rechtsfragen grundsätzlich ausgeschlos-

sen, es darf jedoch die Feststellung bestimmter Beziehungen oder
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Berechtigungen aus einem Rechtsverhältniß beantragt werden (BSGE

“, 184, 185 f; 7, 3, 5; 9, 285, 287). Hier kann es dahingestellt

bleiben, ob darüber hinaus eine sogenannte Elementenfest-

stellungsklage unter bestimmten Voraussetzungen als ZU1äSSiE an—

gesehen werden kann (vgl BSG SozR Nr zu zu % 1ü1 SGG; BSGE 52,

1u5, 1u7 : SozR 1200 s 14 Nr 12). Die von der Klägerin begehrte

Feststellung betrifft nämlich eine eigenständige Berechtigung aus

dem Rehabilitationsverhältnis zur Beklagten, auch wenn es sich

dabei zugleich um eine Vorfrage für spätere, anläßlich einer

konkreten Maßnahmezu erbringende Leistungen handelt. Dies ergibt

sich nicht zuletzt aus der Verwaltungspr■Xis der Beklagten,

welche nach Feststellung der Grundvoraussetzungen für die För-

derung einer beruflichen Fortbildung bzw UNSOHUIUHSals Rehabi-

litationsleistung zunächst eine Kostenübernahmeerklärung erteilt,

bevor sie bei Maßnahmebeginn die Einzeileistungen bewilligt- Dem

entspricht im Falle einer ablehnenden Entscheidung der im vor-

liegenden Rechtsstreit angefochtene Verwaltungsakt- Der von der

Klägerin geltend gemachte Anspruch, von der Beklagten eine Um-

schulung zur Krankengymnastin gefördert ZU erhalten, stellt sich

insoweit „ ähnlich der Familienhilfeberechtigung nach 5 205

Reichsversicherungsordnung -RVO- (vgl dazu BSGE 11, 198, 199 f;

BSG Urteil vom 2. Juli 1970 » 3 BK 25/68 -, in USK 7088) — als

eine Art Stammrecht dar, aus dem später einzelne konkrete Lei-

stungsansprüche entstehen können.

Das von 5 55 Abs 1 SGG geforderte Feststellungsinteresse ist bei

der Klägerin ebenfalls zu bejahen. Bevor sie sich nämlich weiter

um eine Zulassung zur Krankengymnastikausbildun8 bemüht UHd ZU
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diesem Zweck uU noch ein Vorpraktikum absolviert oder ähnliche

besondere Anstrengungen unternimmt, ist es für sie wichtig zu

wissen, ob ihre Teilnahme ggf von der Beklagten überhaupt als

Maßnahme der beruflichen Rehabilitation zu fördern ist.

Ob die Klägerin mit ihrem Antrag in materieller Hinsicht Erfolg

haben kann, vermag der Senat an Hand der vom LSG festgestellten

Tatsachen (% 163 SGG) nicht abschließend zu entscheiden. Die

Sache ist daher insoweit zur erneuten Verhandlung und Entschei-

dung an das Berufungsgericht zurückzuverweisen (S 170 Abs 2 SGG).

Das LSG hat zwar ausgeführt, daß der Klägerin ein Anspruch auf

Umschulung zur Krankengymnastin leistungsrechtlich nicht zustehe,

ohne Jedoch Angaben dazu zu machen, an welchen Tatbestandsmerk-

malen aufgrund welcher Gegebenheiten es mangele. Bei der Prüfung

der gesetzlichen Voraussetzungen für den geltend gemachten Reha—

bilitationsanspruch ist nach allgemeinen Grundsätzen das Recht

anzuwenden, welches im Zeitpunkt der Entscheidung des Revisions-

gerichts gilt, zumal da Gegenstand der Feststellungsklage letzt-

lich ein Leistungsbegehren ist (5 zB Meyer-Ladewig, SGG mit Erl,

2. Aufl 1981, % SH RdNr 3a, 5 162 RdNr 8 mwN).

Nach den Tatsachenfeststellungen des LSG ist davon auszugehen,

daß die Klägerin zum förderungsfähigen Personenkreis gehört, da

sie infolge ihres Augenleidens körperlich behindert ist (5 56

Abs 1 AFG iVm 5 8 AReha). Hilfen zur beruflichen Rehabilitation

erscheinen mit Rücksicht darauf erforderlich, daß die Erwerbs-

fähigkeit der Klägerin in ihren bisherigen Berufen als Tanz-
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lehrerin bzw Bürokauffrau erheblich eingeschränkt ist. Für die

von ihr angestrebte Umschulung zur Krankengymnastin fehlt es zwar

nicht an Bildungsbereitschaft und Leistungsvermögen (5 58 Abs 1

AFG iVm 5 36 Satz 1 Nr 2 AFG und 5 9 Abs 1 Nrn 1 und 2 AReha); ob

die Förderung jedoch nach der beruflichen Eignung und Neigung der

Klägerin wirklich zweckmäßig ist (@ 56 Abs 1 Satz 2, € 36 Satz 1

Nr 2 AFG, % 9 Abs 1 Nr 3 AReha), läßt sich zur Zeit nicht sagen,

da es - worauf die Beklagte zutreffend hinweist - an der Abklä-

rung von Alternativen fehlt, die uU noch zweckmäßiger erscheinen

könnten. Ernsthafte Zweifel hinsichtlich des Umschulungsanspruchs

bestehen jedenfalls insoweit, als zu erwarten sein muß, daß die

Klägerin nach Abschluß einer entsprechenden Maßnahme in der an-

gestrebten beruflichen Tätigkeit als Krankengymnastin innerhalb

angemessener Zeit auf dem für sie erreichbaren allgemeinen Ar-

beitsmarkt voraussichtlich eine Beschäftigung findet (5 58 Abs 1

AFG iVm 5 36 Satz 1 Nr 3 AFG und S 9 Abs 1 Nr 9 AReha). Das LSG

hat - wie der Klägerin einzuräumen ist „ diese Frage zwar nicht

ausdrücklich verneint, jedoch eine deutliche Verschlechterung der

Berufsaussichten für Krankengymnastinnen seit 1982 festgestellt.

Es wird diesen Punkt ggf näher aufzuklären haben.

Entgegen der Ansicht der Klägerin reicht es insoweit nicht aus,

daß ihr bei verschlossenem Arbeitsmarkt die Möglichkeit bleibt,

sich selbständig zu machen. Dies widerspräche nicht nur der aus-

drücklichen Regelung des S 9 Abs 1 Nr 9 AReha, sondern ließe die

weitere Förderungsvoraussetzung unberücksichtigt, wonach der Be-

hinderte beabsichtigen muß, nach Abschluß der Rehabilitations-

maßnahme für eine bestimmte Zeit eine beitragspflichtige Be—
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schäftigung auszuüben (S 36 Satz 1 Nr 1 AFG, 5 9 Abs 2 Satz 1

AReha).

Der Förderung einer Umschulung zur Krankengymnastin steht grund—

sätzlich ebenfalls die dreijährige Dauer dieser Ausbildung ent-

gegen. Nach 5 56 Abs H Satz 2 AFG, % 22 Abs 1 Satz 2 AReha werden

Leistungen für eine berufliche Umschulung nämlich nur gewährt,

wenn die Maßnahme bei ganztägigem Unterricht nicht länger als

zwei Jahre dauert, es sei denn, daß eine Eingliederung nur durch

eine länger dauernde Maßnahme zu erreichen ist (vgl dazu BSG

Urteil vom 12. April 198H — ? RAr 39/83). Daß ein derartiger

Ausnahmefall hier gegeben ist, hat das LSG bislang nicht festge-

stellt.

Kann mithin das Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen für

die von der Klägerin begehrte Förderung nach den berufungsge-

richtlichen Feststellungen nicht bejaht werden, so verhilft auch

das vom LSG herangezogene Rechtslnstitut des sozialrechtlichen

Herstellungsanspruchs der Klage nicht zum Erfolg. Den vom Be-

rufungsgericht insoweit angestellten rechtlichen Erwägungen ver-

mag sich der erkennende Senat nicht anzuschließen.

Der vom BSG entwickelte sozialrechtliche Herstellungsanspruch ist

auf Vornahme einer Amtshandlung zur Herstellung desjenigen Zu-

standes gerichtet, der bestehen würde, wenn der Versicherungs-

träger (Leistungsträger) die ihm aus dem Versicherungsverhältnis

(Sozialrechtsverhältnis) erwachsenen Nebenpflichten ordnungsgemäß

wahrgenommen hätte (vgl dazu allg Bieback‚ DVBl 1983, 159 f;
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Funk, DangVers 1981, 26 mwN). Wesentlich ist daher das Ausbleiben

von gesetzlich vorgesehenen Vorteilen infolge eines rechtswidri-

gen Verhaltens des Leistungsträgers. Es kann dahingestellt blei-

ben, ob diese gnsnruehsworaussetzungen hier insofern uorliegen,

als die in der Zeit von 1973 bis 1976 durchgeführte Umschulung

der Klägerin zur Bürokauffrau - gemessen an dem Rehabilitations-

ziel einer dauerhaften beruflichen Eingliederung — nach den

Feststellungen des LSG als fehlgeschlagen anzusehen ist, und ob

dafür ein rechtswidriges Verhalten der Beklagten verantwortlich

ist; denn jedenfalls kann ein derartiger Herstellungsanspruch

hier nicht entgegen den gesetzlichen Regelungen zu einer För—

derung der Umschulung der Klägerin zur Krankengymnastin führen.

Für einen sozialrechtlichen Herstellungsanspruch ist im vor-

liegenden Falle kein Raum, weil die Beklagte ohnehin verpflichtet

ist, der Klägerin solange Hilfen zur beruflichen Eingliederung zu

gewähren, als diese rehabilitationsbedürftig und auch rehabi—

litationgfähig ist (vgl BSG SozR 2200 $ 1236 Nr 5; Gagel/Stein-

meyer, AFG, Komm, Stand 198”, 5 56 RdNr' 12). Der Rehabilita-

tionsanspruch ist insoweit selbst eine Art Herstellungsanspruch,

indem er bestehen bleibt, bis das gesetzgeberisch angestrebte

Ziel, die möglichst auf Dauer angelegte berufliche Eingliederung

des Behinderten (vgl 5 56 Abs 1 Satz 1 AFG), erreicht ist. Mit

Rücksicht auf diese gesetzliche Ausgestaltung des Leistungsan-

spruchs bedarf es mithin keiner besonderen richterrechtlichen

Begründung weiterer Rehabilitationspflichten der Beklagten

gegenüber der Klägerin.
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Sollte sich andererseits bei Prüfung der gesetzlichen Voraus-

setzungen für eine Förderung der begehrten Umschulung zur Kran-

kengymnastin herausstellen, daß eine derartige Maßnahme von der

Klägerin nicht beansprucht werden kann, so vermag ihr in dieser

Beziehung auch der sozialrechtliche Herstellungsanspruch keine

Rechtsvortaile zu verschaffen. Dieser ist ebenfalls nur darauf

gerichtet, den gesetzmäßigen Zustand, dh hier die berufliche

Eingliederung der Klägerin, herzustellen. Weder ein Mehr noch ein

Weniger kann im Wege des sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs

verlangt werden. Bei der Leistung aufgrund dieses Anspruchs han-

delt es sich nämlich nicht um eine andere neben oder anstelle der

begehrten sozialrechtlichen Leistung zu gewährende Ersatzleistung

(vgl BSGE HB, 269, 276 : Soz■ 4100 @ 141b Nr 11). Im vorliegenden

Falle ist insoweit nicht ersichtlich, warum die Klägerin wegen

möglicher in der Vergangenheit liegender Verwaltungsfehler der

Beklagten nunmehr über den allgemeinen Anspruch auf Rehabili-

tation hinaus das Recht erhalten soll, sich ohne Rücksicht auf

die maßgebenden Anspruchsvoraussetzungen eine bestimmte Förderung

aussuchen zu können. Der Anspruch der Klägerin nach 5 56 Abs 1

AFG konnte sich entsprechend der finalen Ausrichtung von Rehabi-

litationsmaßnahmen immer nur auf die Gewährung von Hilfen zur

beruflichen Eingliederung und nicht auf die Förderung einer Um-

schulung für einen bereits von vornherein feststehenden Beruf

beziehen.

Auch sonst bestehen grundsätzliche Bedenken dagegen, eine Förde—

rungspflicht der Beklagten auf das Rechtsinstitut des sozial-

rechtlichen Herstellungsanspruchs zu stützen. Unschädlich ist es
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allerdings entgegen der Ansicht der Beklagten, daß die von der

Klägerin begehrte Umschulung zur Krankengymnastin nicht geeignet

ist, die in der Vergangenheit abgelaufenen Rehabilitationsver-

suche der Beklagten ungeschehen zu machen und die Zeit quasi zu—

rückzudrehen. Ein Herstellungsanspruch kann zwar nur insoweit

begründet sein, als ein Fehler noch nachträglich durch Vornahme

einer Amtshandlung zu korrigieren ist (vgl BSGE H9, 76, 80 : SozR

2200 5 1u18 Nr 6). Diese Möglichkeit besteht in der Tat nur dort,

wo eine rückwirkende Korrektur - wenn auch auf einer anderen

Rechtsgrundlage - ihrer Art nach überhaupt rechtlich zugelassen

ist. Nicht verlangt werden können folglich Verwaltungshandlungen,

für die das Recht keinerlei Grundlage bietet (vgl BSGE 50, 25, 29

: SozR 2200 5 172 Nr 1ü; BSGE 50, 88, 91 f : SozR 5750 Art 2

5 51a Nr 39; BSG SozR 2200 5 1303 Nr 27). Diese Erwägungen setzen

jedoch lediglich der nachträglichen Korrektur in der Vergangen-

heit liegender Vorgänge im Wege des Herstellungsanspruchs Gren»

zen. Sie besagen dagegen nicht, daß eine Herstellung des gesetz-

mäßigen Zustandes in keinem Falle durch Vornahme einer lediglich

in die Zukunft wirkenden, zulässigen Amtshandlung beansprucht

werden kann.

Zweifelhaft erscheint vielmehr, ob gerade durch die von der Klä-

gerin begehrte Umschulung zur Krankengymnastin der Zustand er-

reicht werden kann, der bei pflichtgemäßem Verhalten der Beklag-

ten bestehen würde. Zur Zeit des ersten Rehabilitationsantrages

(1972/1973) ist nämlich eine derartige berufliche Ausrichtung

weder als Berufswunsch der Klägerin noch sonst in Erwägung ge-

zogen worden. Außerdem bleibt nach den Feststellungen des LSG
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offen, ob es sich dabei wirklich um eine geeignete Rehabilita—

tionsmaßnahme handelt. Insoweit hat das Berufungsgericht zu Un-

recht die Arbeitsmarktlage im Zeitpunkt seiner Entscheidung un—

berücksichtigt gelassen (vgl BSG Urteil vom 12. Mai 1982 - ? RAP

7/81 -, in DBlR 2781a AFG/S 137; BSG Urteil vom 11. November

1982 — ? RAr 16/82 —, in DBlR 27823 AFG/5 78). Wenn nämlich eine

dauerhafte Eingliederung jetzt nicht mehr durch eine Krankengym-

nastikausbildung erreicht werden kann, so läßt sich dadurch auch

nicht mehr der gesetzmäßige Zustand im Sinne des Herstellungs-

anspruchs herbeiführen.

Entgegen der Auffassung des LSG können die hinsichtlich einer

Umschulung der Klägerin zur Krankengymnastin fehlenden An—

spruchsvoraussetzungen auch nicht einfach als erfüllt angesehen

werden. Dies gilt allenfalls für solche Tatbestandsmerkmale,

deren Fehlen gerade auf einem pflichtwidrigen Verhalten der Be-

klagten beruht; außerdem muß es sich um Voraussetzungen handeln,

die innerhalb des zwischen Klägerin und Beklagten
bestehenden

Rehabilitationsverhältnisses liegen (vgl BSG 3023 2200 5 1233

Nr 17; BSG Urteil vom 12. Mai 1982 — ? FAr 7/81 —, in DBIR 2781a

AFG/5 137; BSG Urteil vom 11. November 1982 — ? RAr 16/82 -‚ in

DB1R 2782a AFG/$ 78; BSG Urteil vom 11. November 1982 - ? RAr

2ü/82 —, in DBlR 28258 AFG/5 103).

Soweit die Eingliederungschancen mit Rücksicht auf die Arbeits-

marktlage bei einer künftigen KrankengymnastikaUSbildung nicht 15

von $ 9 Abs 1 Nr M AReha positiv beurteilt werden können, sind

tatsächliche Verhältnisse betroffen, deren Vorliegen oder Fehlen
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von der Beklagten nicht beeinflußt werden kann. Da diese Voraus-

setzungen demnach nicht in ihrem Zuständigkeitsbereich liegen,

können sie hier auch nicht als gegeben unterstellt werden (vgl

BSG Urteil vom 10. Dezember 1980 - T RAr 1ü/78 —‚ in DBlR 2689a

AFG/S 113; BSG Urteil vom 18. März 1982 — ? RAr 11/81 -, in DBlR

2770a AFG/$ 111). Es würde im übrigen ebensowenig weiterführen,

5 9 Abs 1 Nr 4 AReha - als neues Recht — mit Rücksicht auf den

bereits im April 1980 gestellten Antrag der Klägerin im Herstel—

lungswege unberücksichtigt zu lassen, da die Arbeitsmarktlage

auch schon nach altem Recht bei der Prüfung der Zweckmäßigkeit

einer Rehabilitationsmaßnahme in Erwägung zu ziehen war (vgl Ga-

gel/Steinmeyer, aaO, % 56 RdNr 15; Schönefelder/Kranz/Wanka, Komm

zum AFG, Stand: August 1976, 5 56 RdNr ü).

Schließlich kann auch im Rahmen eines Herstellungsanspruchs die

Regelförderungsdauer von zwei Jahren (5 56 Abs “ Satz 2 AFG, @ 22

Abs 1 Satz 1 A Reha) nicht ohne weiteres unbeachtet bleiben. Wenn

eine zweijährige Rehabilitationsmaßnahme ausreicht, um eine be—

rufliche Eingliederung zu erzielen, dann ist kein Grund ersicht-

lich, warum eine dreijährige Umschulung zur Krankengymnastin ge-

fördert werden soll. Der Zeitverlust, welcher bei der Klägerin

möglicherweise durch eine ungenügende Rehabilitation zur Büro»

kauffrau eingetreten ist, kann in diesem Zusammenhang jedenfalls

nicht berücksichtigt werden. Der sozialrechtliche Herstellungs—

anspruch ist kein echter Schadensersatzanspruch. Er kann somit

nicht dazu führen, daß ein eingetretener Schaden durch Zu-

sprechung von besonderen Vergünstigungen kompensiert wird. Viel-

mehr erschöpft er sich in der Herstellung des gesetzmäßigen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


‚zu-

Zustandes. Da die Klägerin die Förderung einer Umschulung zur

Krankengymnastin unter Außerachtlassung der Vorschriften über die

Regelförderungsdauer zu keinem Zeitpunkt beanspruchen konnte,

unterliegt ein möglicher Herstellungsanspruch gegen die Beklagte

denselben Beschränkungen.

Das Urteil des LSG ist sonach aufzuheben und die Sache zur er-

neuten Verhandlung und Entscheidung an dieses Gericht zurück—

zuverweisen, das auch über die Kosten des Revisionsverfahren zu

entscheiden haben wird.
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